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Antrag 

der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Andreas Birzele, Claudia 
Köhler, Ludwig Hartmann, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, Stephanie 
Schuhknecht, Benjamin Adjei, Cemal Bozoğlu, Maximilian Deisenhofer, Gülseren 
Demirel, Toni Schuberl, Florian Siekmann und Fraktion (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Landkreise für den Mangel an staatlichem Personal in den Landratsämtern kom-
pensieren 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, ein Konzept vorzulegen, wie die Zusatzbelas-
tung für die Landkreise, die ihnen durch den Mangel an staatlichem Personal in den 
Landratsämtern bei der Erfüllung staatlicher Aufgaben entsteht, im Rahmen des kom-
munalen Finanzausgleichs zu kompensieren ist. 

 

 

Begründung: 

Die Landratsämter erfüllen staatliche Aufgaben beispielsweise in den Staatlichen Bau-
ämtern oder Unteren Naturschutzbehörden seit Jahren im zunehmenden Maße auch 
mit kommunalen Mitteln. Der Grund dafür ist, dass staatliche Stellen in den Landrats-
ämtern fehlen bzw. diese nicht in ausreichendem Maße nachbesetzt werden. Durch 
diese Versäumnisse des Freistaates sind die Landratsämter als kommunale Selbstver-
waltungsbehörden gezwungen, mit eigenem kommunalem Personal in Vorleistung zu 
gehen. Dadurch entstehen den Landkreisen Defizite in Millionenhöhe. Der Bayerische 
Landkreistag hatte bei den bayerischen Landkreisen eine entsprechende Erhebung der 
Kostendeckung für die staatlichen und übertragenen Aufgaben durchgeführt. Beispiel-
weise verzeichnet der Landkreis München einen Verlust von derzeit ca. 15 Mio. Euro. 
Diese Unterdeckungen haben Auswirkungen sowohl auf die Landkreise als auch auf 
die Leistungsfähigkeit der kreisangehörigen Kommunen, insbesondere wenn die 
Kreisumlage steigt. Der Mangel an staatlichem Personal geht damit ebenso auf Kosten 
der Gemeinden, denen infolgedessen Geld für die Erfüllung ihrer Aufgaben fehlt. 

Der Freistaat soll den Landkreisen daher künftig einen Ausgleich für die Kosten leisten, 
die dadurch entstehen, dass es zu wenig staatliches Personal in den Landratsämtern 
gibt. Dazu ist durch die Staatsregierung zunächst ein Konzept vorzulegen, wie die Kos-
ten ausgeglichen werden können. Das Konzept soll dann im Finanzausgleich 2025 um-
gesetzt werden. 

 

 



 

19. Wahlperiode 19.06.2024 Drucksache 19/2578 

Drucksachen, Plenarprotokolle sowie die Tagesordnungen der Vollversammlung und der Ausschüsse sind im Internet unter www.bay-
ern.landtag.de - Dokumente abrufbar. Die aktuelle Sitzungsübersicht steht unter www.bayern.landtag.de – Aktuelles/Sitzungen zur Verfü-
gung. 

 

Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit und Sport 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Andreas Birzele 
u.a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 
Drs. 19/1976 

Landkreise für den Mangel an staatlichem Personal in den Landratsämtern kom-
pensieren 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Andreas Birzele 
Mitberichterstatter: Josef Heisl 

II. Bericht: 

1. Der Antrag wurde dem Ausschuss für Kommunale Fragen, Innere Sicherheit 
und Sport federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Fragen des öffentli-
chen Dienstes und der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen haben 
den Antrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Antrag in seiner 10. Sitzung am 15. Mai 
2024 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Fragen des öffentlichen Dienstes hat den Antrag in seiner 
8. Sitzung am 11. Juni 2024 mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

4. Der Ausschuss für Staatshaushalt und Finanzfragen hat den Antrag in seiner 
29. Sitzung am 19. Juni 2024 mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 B90/GRÜ: Zustimmung 
 SPD: Zustimmung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 
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Roland Weigert 
Vorsitzender 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann



Vierter Vizepräsident Ludwig Hartmann: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 5 auf:

Abstimmung

über Verfassungsstreitigkeiten und Anträge, die gem. § 59 Abs. 7 der 

Geschäftsordnung nicht einzeln beraten werden (s. Anlage 2)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak-

tionen verweise ich auf die Liste.

(Siehe Anlage 2)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim-

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der Liste einverstanden ist, den bitte 

ich um das Handzeichen. – BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, FREIE WÄHLER, CSU 

und AfD. Gegenstimmen? – Es liegen keine vor. Stimmenthaltungen? – Ebenso nicht. 

Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Bevor ich in der Tagesordnung fortfahre, gebe ich bekannt, dass der Ausschuss für 

Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration in seiner Sitzung vom 

20. Juni 2024 die Anträge auf Aufhebung der Immunität von zwei Mitgliedern des 

Landtages beraten und in beiden Fällen die Aufhebung der Immunität befürwortet hat. 

Eine Aussprache findet hierzu nicht statt. Ich lasse zunächst über die Beschlussemp-

fehlung des federführenden Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen 

und Integration auf der Drucksache 19/2667 abstimmen.

Wer dieser Beschlussempfehlung zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. 

– Die Fraktionen der CSU, der FREIEN WÄHLER, der SPD und der GRÜNEN. Ge-

genstimmen! – Bei der AfD-Fraktion. Stimmenthaltungen? – Es liegen keine vor. Die 

Immunität ist aufgehoben.

Nun kommen wir zur Abstimmung über die Beschlussempfehlung des federführenden 

Ausschusses für Verfassung, Recht, Parlamentsfragen und Integration auf Drucksa-

che 19/2668.
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Wer dieser Beschlussempfehlung zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen.

(Unruhe)

– Das ist die zweite Aufhebung der Immunität. Darüber wird getrennt abgestimmt. Es 

handelt sich um die Drucksache 19/2668. Wer ist dafür? – BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN, SPD, FREIE WÄHLER und CSU. Ich bitte, Gegenstimmen anzuzeigen. 

– AfD-Fraktion. Stimmenthaltungen? – Liegen nicht vor. Die Immunität ist in dieser 

Sache ebenfalls aufgehoben.

Wir fahren in der Tagesordnung fort. Auf der Ehrentribüne möchte ich die Präsidentin 

des Bayerischen Obersten Rechnungshofes, Frau Piwernetz, begrüßen, die den Bera-

tungen zum Antrag des ORH auf Entlastung aufgrund des Beitrags zur Haushaltsrech-

nung 2022 für den Einzelplan 11 beiwohnt. – Ich freue mich, dass Sie hier sind, herz-

lich willkommen.

(Allgemeiner Beifall)
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Andreas Birzele, 
Claudia Köhler, Ludwig Hartmann, Jürgen Mistol, Verena Osgyan, Tim Pargent, 
Stephanie Schuhknecht, Benjamin Adjei, Cemal Bozoğlu, Maximilian 
Deisenhofer, Gülseren Demirel, Toni Schuberl, Florian Siekmann und  
Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) 

Drs. 19/1976, 19/2578 

Landkreise für den Mangel an staatlichem Personal in den Landratsämtern  
kompensieren 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Tobias Reiß 

I. Vizepräsident 

 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher
Abg. Andreas Birzele
Abg. Patrick Grossmann
Abg. Jörg Baumann
Abg. Roland Weigert
Abg. Claudia Köhler
Abg. Harry Scheuenstuhl
Staatssekretär Martin Schöffel
Abg. Kerstin Celina
Abg. Markus Striedl



Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Ich rufe den Tagesordnungs­

punkt 20 auf:

Antrag der Abgeordneten Katharina Schulze, Johannes Becher, Andreas Birzele 

u. a. und Fraktion (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Landkreise für den Mangel an staatlichem Personal in den Landratsämtern 

kompensieren (Drs. 19/1976)

Ich erinnere daran, dass die GRÜNEN für diesen Antrag namentliche Abstimmung be-

antragt haben. Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der Fraktionen beträgt 

29 Minuten. – Erster Redner ist Herr Kollege Andreas Birzele für BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN.

Andreas Birzele (GRÜNE): Sehr geehrtes Präsidium, liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Bevor ich im Oktober hier in den Landtag habe einziehen dürfen, war ich 26 Jahre 

lang als Schreinermeister tätig, 15 Jahre davon mit eigenem Betrieb und Angestellten. 

Warum erwähne ich das? – Einfach aus dem Grund, weil mich eine Sache immer be-

sonders aufgeregt hat, und das war dann, wenn jemand bestellt, dann aber nicht voll 

oder schlimmstenfalls gar nicht gezahlt hat. Das gilt nicht nur draußen im Handwerk, 

sondern ganz prinzipiell. Wer eine Leistung für sich erbracht haben will, der muss 

auch dafür zahlen, und zwar den vollen Betrag und in vollem Umfang.

(Zuruf des Abgeordneten Patrick Grossmann (CSU))

Genau das macht ihr, liebe Kolleginnen und Kollegen von der CSU und den FREI-

EN WÄHLERN, aber nicht. Ihr fordert von den Landratsämtern, dass sie staatliche 

Aufgaben übernehmen, gebt quasi den Auftrag dazu, und gleichzeitig wisst ihr schon 

im Vorfeld, dass ihr die Rechnung nicht zahlen könnt. Ich bin, wie gesagt, Schreiner-

meister und nicht Jurist. Aber ich glaube, wir wissen alle, wie man so etwas nennt.

Was ich noch viel weniger verstehe, ist die Tatsache, dass viele von euch in Stadt-, 

Kreis- oder Gemeinderäten sitzen, einige waren auch Landräte oder Bürgermeister; 
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sprich, ihr wisst doch ganz genau, wie die Situation vor Ort ausschaut. Durch die 

Übernahme von immer mehr Aufgaben, die das Land Bayern den Kommunen über-

trägt, erhält das Schiff leider immer nur noch mehr Schlagseite. Warum? – Ganz ein-

fach, es fehlt an Personal und Geld.

Vielleicht an der Stelle mal ein paar Zahlen, um das Ganze ein bisschen besser ein-

ordnen zu können: Ich selber bin Gemeinde- und Kreisrat im Landkreis Fürstenfeld-

bruck. In unserem Landkreis fehlen circa 12 Millionen Euro, weil wir staatliche Aufga-

ben mit unseren kommunalen Beschäftigten erfüllen müssen. Die Folge sind längere 

Warte- und Bearbeitungszeiten, wie es unser Landratsamt im Februar dieses Jahres 

ganz offiziell mitgeteilt hat. Wenn also Kreisstraßen nicht zeitnah oder nicht in ausrei-

chendem Umfang saniert werden, wenn bei dem Erweiterungsbau eines Gymnasiums 

oder bei der Baudenkmalpflege gespart werden muss, haben wir das auch der Baye-

rischen Staatsregierung zu verdanken. Da gibt es nichts zu leugnen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Nach Aussage des Landkreistages hat sich die Kostenunterdeckung, die sich aus der 

Erfüllung von staatlichen und übertragenen Aufgaben ergibt, Ende April 2024 pro 

Landkreis im Durchschnitt auf 4,76 Millionen Euro belaufen. Zum Vergleich: Im 

Jahr 2017 waren es nur 2 Millionen Euro. Sprich, wir haben innerhalb von 7 Jahren 

mehr als eine Verdoppelung. Das kann und darf einfach nicht sein. Das ist Geld, das 

den Landkreisen für eigene kommunale Aufgaben fehlt.

Dazu kommt, dass die kreisangehörigen Städte und Gemeinden die gestiegenen Per-

sonalausgaben durch die seit Jahren immer weiter steigenden Kreisumlagen mitfinan-

zieren müssen. Unterm Strich muss dann meistens vor Ort bei den freiwilligen Leistun-

gen gekürzt werden; wir schaffen es also nicht mehr, Schwimmbäder zu sanieren, 

Umbaumaßnahmen an Vereinsheimen oder an Feuerwehrhäusern durchzuführen 

oder – ganz banal – kleine Beträge zur Unterstützung an Vereine zu geben. Wir alle 

reden immer von lebenswerten Kommunen. Ganz ehrlich: Durch das Kürzen von frei-
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willigen Leistungen im Ehrenamt, von denen Kommunen insbesondere auf dem Land 

leben, kann man solche Strukturen auch wissentlich kaputt machen.

Jetzt zeigt bitte nicht wieder mit dem Finger nach Berlin. Sicher, da läuft nicht alles op-

timal und richtig,

(Beifall bei der CSU)

aber wir alle wissen, dass die Bayerische Staatsregierung per Gesetz für die finan-

zielle Ausstattung der Kommunen zuständig ist. Wenn ich eines im Handwerk gelernt 

habe, dann das, dass man zu seinen Fehlern steht und alles versucht, damit die 

Kundschaft zufrieden ist, und zwar zuallererst mit den Mitteln, die einem der eigene 

Betrieb zur Verfügung stellt, einfach um Wartezeiten zu vermeiden. Sobald ich aber 

anfange, auf andere Gewerke zu schimpfen, beispielsweise auf den Maurer, der wie-

der nicht ordentlich geputzt hat, oder den Elektriker, der seine Leitung nicht ordentlich 

verlegt hat, lenke ich nur vom eigenen Versagen bzw. der eigenen Leistungsbereit-

schaft ab. Das merkt die Kundschaft sehr schnell; blöd ist sie nämlich nicht.

Ihr habt – das muss man fairerweise sagen – das Problem erkannt. Ihr plant jetzt bis 

2028 pro Landratsamt 7,5 Stellen zusätzlich. Das Problem dabei: Die Landratsämter 

brauchen jetzt die Hilfe. Heruntergebrochen heißt eure Zahl nämlich nur 1,8 Stellen 

pro Landratsamt pro Jahr. Da kann ich nur sagen: Finde den Fehler!

Unterm Strich bin ich mir sicher, dass der Betrieb mit dem Namen Bayerische Staats-

regierung deutlich mehr kann, um seine Kommunen zu entlasten. Daher noch mal 

mein eindringlicher Appell: Geht noch mal in euch, und zahlt endlich das, was ihr an-

geschafft habt!

(Beifall bei den GRÜNEN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Birzele. – 

Nächster Redner ist für die CSU-Fraktion Herr Kollege Patrick Grossmann.
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Patrick Grossmann (CSU): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, verehrte Kolleginnen, 

verehrte Kollegen! Also, ich muss sagen, es ist ja schon unglaublich, dass die Fraktion 

der GRÜNEN die Bayerische Staatsregierung auffordert, ein Konzept zur Zuteilung 

der staatlichen Stellen und zur Verbesserung der Finanzierung vorzulegen. Da muss 

ich mich doch fragen: Wer trägt denn mit seiner Politik in Berlin dazu bei, dass unsere 

Kommunen immer mehr Aufgaben bekommen? Wer trägt denn mit seiner Politik in 

Berlin dazu bei, dass die Kommunen immer weniger Einnahmen haben, um diese Auf-

gaben zu finanzieren? Sie verkehren doch die Tatsachen. Das ist ein absoluter Trep-

penwitz.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Widerspruch bei den GRÜ-

NEN)

Ich kann gern ein paar Beispiele dazu geben. Das prominenteste Beispiel ist sicher 

die Migration, auch wenn Sie es nicht hören wollen. Die Ausgaben für die Migration 

haben sich in Bayern in den letzten drei Jahren Ihrer Regierungszeit um 50 % erhöht. 

Damit steigen logischerweise gleichermaßen auch die personellen Belastungen an un-

seren Landratsämtern.

(Zurufe von den GRÜNEN)

Dabei hilft der Freistaat seinen Kommunen, indem wir die Kosten für die nach dem 

Asylbewerberleistungsgesetz erbrachten Leistungen voll übernehmen. Allein für das 

Jahr 2023 bedeutet das für den Freistaat Bayern, dass wir Ausgaben in Höhe von 

2,5 Milliarden Euro bezahlt haben, während nur 600 Millionen Euro vom Bund kom-

men. Das heißt, Bayern stellt seine Kommunen hier viel besser als andere Bundeslän-

der, sehr geehrte Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Zuruf der Abgeordneten 

Kerstin Celina (GRÜNE))
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Aber ich will es nicht beim Thema Migration belassen. Es gibt zahlreiche Beispiele für 

Gesetzesänderungen der letzten Jahre im Sozialbereich, die dazu führen, dass es 

eine Aufgabenübertragung vom Bund auf die Länder, auf unsere Kommunen gibt. Ein 

Beispiel: Verfahrenslotsen. Seit Anfang dieses Jahres muss jedes Jugendamt Verfah-

renslotsen für junge Menschen mit Behinderung, die Leistungen der Eingliederungshil-

fe erhalten, einstellen. Was macht der Bund? – Es gibt keinen Kostenausgleich durch 

den Bund. Das ist wieder eine Aufgabe, die bei unseren Landratsämtern landet.

Zweites Beispiel: Ganztag. Die Hauptlast der Finanzierung der Ganztagsangebote an 

unseren Schulen – jetzt mit dem Rechtsanspruch an unseren Grundschulen – tragen 

der Freistaat und seine Kommunen. Der Bund führt einen Rechtsanspruch ein, zahlt 

aber nur anteilig, und das auch erst ab 2026. Da frage ich mich, was mit der Konnexi-

tät ist. Jetzt sollen die Landratsämter auch noch für die Koordination der Ganztagsan-

gebote in den Gemeinden zuständig sein, und der Rechtsanspruch richtet sich auch 

wieder an die Landratsämter. Ja, das führt doch auch wieder zu mehr Aufgabenlast 

bei den Landratsämtern.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Zuruf des Abgeordneten Jür-

gen Mistol (GRÜNE))

Und es geht munter weiter. Es wird eine Reform des SGB VIII geplant. Die Ampel 

plant die Zusammenführung der Jugendhilfe mit der Eingliederungshilfe für Kinder und 

Jugendliche mit Behinderung unter dem Dach der Jugendhilfe. Das bedeutet auch 

wieder erhebliche Mehrkosten und mehr Bürokratie. Der gleiche Wahnsinn wie bei der 

Kindergrundsicherung, sehr geehrte Damen und Herren! Von den überbordenden Auf-

lagen im Naturschutz und den damit zusammenhängenden unverhältnismäßigen Per-

sonalaufwendungen an unseren Landratsämtern möchte ich schon gar nicht mehr 

sprechen.

Der andere wesentliche Punkt – das habe ich vorhin schon angesprochen – ist ein 

großes Problem, nämlich die schlechte Einnahmensituation auf Bundesebene. Die 
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Tatsache, dass gemäß der aktuellen Prognose der Bundesregierung das Bruttoin-

landsprodukt lediglich um 0,3 % wächst – letztes Jahr ist es sogar um 0,3 % gesunken 

–, aber gleichzeitig unsere Personalkosten auch an den Landratsämtern um 10 % stei-

gen, führt doch wieder dazu, dass wir in Bayern einen Spagat machen müssen, um 

das Ganze zu finanzieren, verehrte Damen und Herren.Ihr Wirtschaftsminister Robert 

Habeck hat vor zwei Jahren auf die Frage, ob er eine Insolvenzwelle erwartet, geant-

wortet, er könne sich vorstellen, dass manche Branchen einfach mal aufhören zu pro-

duzieren.

(Zuruf des Abgeordneten Paul Knoblach (GRÜNE))

Tatsächlich haben Sie in der Bundesregierung einfach aufgehört, Wirtschaftspolitik zu 

machen. So sieht es aus.

(Beifall bei Abgeordneten der CSU)

Robert Habeck ist ein mäßiger Klimaschutzminister, aber der schlechteste Wirtschafts-

minister, den wir jemals hatten, liebe Kolleginnen und Kollegen.

(Tim Pargent (GRÜNE): Kommen wir mal wieder zur Sache?)

Trotzdem krempeln wir in Bayern die Ärmel hoch. Der Freistaat hat schon viel ge-

macht: Wir haben in den letzten zehn Jahren die Landkreis-Schlüsselzuweisungen um 

49 % erhöht. Das ist deutlich mehr als die Inflation in diesem Zeitraum. Wir haben in 

den letzten zehn Jahren auch den Stellenbestand um 24 % erhöht und gehen weiter: 

Weitere 532 Stellen sind bis 2028 geplant. Im Doppelhaushalt – das hat der Kollege 

erwähnt – sind sowohl im Jahr 2024 als auch im Jahr 2025 jeweils 71 Stellen vorgese-

hen. Wir haben trotz der seitwärts gehenden Steuereinnahmen den kommunalen Fi-

nanzausgleich um 1,9 % erhöht, die Schlüsselzuweisungen sogar um 4,4 %. Ich muss 

erwähnen, wenn es die Landratsämter auch nicht so gerne hören, dass diese pau-

schalen Zuweisungen natürlich auch der Mitfinanzierung der staatlichen Aufgaben die-

nen.
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(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Hört, hört!)

Aber die steigende Aufgabenlast in den Landratsämtern ist unübersehbar. Ich war 

selbst 15 Jahre lang Bürgermeister einer Gemeinde und weiß, wie stark der finanzielle 

Spielraum unserer Kommunen eingeschränkt ist, wenn die Landratsämter den Kosten-

druck über die Erhöhung der Kreisumlagen weitergeben. Das ist keine schöne Situa-

tion. Unser Landkreis Regensburg hat die Kreisumlage in diesem Jahr sogar um 

vier Prozentpunkte angehoben. Gerade deshalb nehmen wir als CSU-Fraktion diese 

Entwicklung sehr ernst.

Obwohl die durchschnittlichen Kreisumlagesätze im Jahr 2024 gegenüber dem Vorjahr 

trotz der steigenden Kosten – in Anführungszeichen: – nur um 1,4 % gestiegen sind, 

liegt die Kreisumlage in Bayern jetzt im Landesdurchschnitt bei 47,8 %. Das ist, ehrlich 

gesagt, nicht mehr so weit weg vom Höchstniveau im Jahr 2012. Damals waren es 

49,5 %. Deshalb geht es uns schon darum, die Landkreise in erster Linie von Aufga-

ben zu entlasten und zu befreien, aber da ist in erster Linie schon auch der Bund ge-

fragt. Wir beim Freistaat setzen auf Digitalisierung und Entbürokratisierung. Bayern 

handelt im Rahmen seiner Möglichkeiten. Ihr Antrag ist abzulehnen.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Es liegt eine Meldung zu einer Zwi-

schenbemerkung des Herrn Kollegen Andreas Birzele von BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN vor.

Andreas Birzele (GRÜNE): Kollege Grossmann, der Städtetag und der Landkreistag 

monieren seit Jahren die fehlenden Stellen. Deren Zahl steigt von Jahr zu Jahr. Von 

Ihrer Seite aus passiert seit Jahren nichts. Man hat fast das Gefühl, es wird ignoriert. 

Sicherlich kommt einiges vom Bund runter; aber ich sage noch mal: Bevor ich mit dem 

Finger auf die anderen zeige, sollte ich meine Hausaufgaben daheim machen und 

nicht im Glashaus mit Steinen werfen.
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(Beifall bei den GRÜNEN)

Patrick Grossmann (CSU): Entschuldigung, lieber Kollege Birzele, Sie zeigen doch 

mit dem Finger auf uns. Da müssen Sie schon damit rechnen, dass eine Gegenreakti-

on kommt; denn wir sitzen da schon in einem Boot. Wir machen was im Rahmen der 

Möglichkeiten, aber Sie sehen auch, wie sich die Steuereinnahmen entwickeln.

(Zurufe der Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE), Jürgen Mistol (GRÜNE) und 

Paul Knoblach (GRÜNE))

Ich habe die 532 neuen Stellen erwähnt. Das ist nicht der letzte Wurf. Wir sind weiter 

dran; aber es geht nicht nur um neue Stellen, sondern um Entbürokratisierung, vor 

allem um Digitalisierung, und darum, dass hier die Aufgaben einfacher werden. Des-

halb setzen wir darauf.

(Beifall bei der CSU)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Gross-

mann. – Nächster Redner ist Herr Abgeordneter Baumann für die AfD-Fraktion.

(Beifall bei der AfD)

Jörg Baumann (AfD): Sehr geehrter Herr Vizepräsident, sehr geehrte Kollegen! Die 

Zeiten für die bayerischen Landkreise sind hart, und sie werden nach Einschätzung 

vieler Kämmerer noch viel härter werden. Viele Haushalte für das laufende Jahr sind 

schon auf Kante genäht und mit vielen Kürzungen versehen. Ein Grund für die klam-

men Kassen ist der Freistaat, der die Landkreise bei der Erfüllung staatlicher Aufga-

ben im Stich lässt, weil er zu wenig staatliches Personal zur Verfügung stellt. Die 

Folge ist, dass die Landkreise ersatzweise eigenes Personal einsetzen und dies auch 

selbst bezahlen müssen.

Das macht unter anderem auch CSU-Landräte wütend. So sprach Stefan Frey, Land-

rat des Landkreises Starnberg, in der "Süddeutschen Zeitung" vom 29. Februar 2024 
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davon, dass er im Jahr 2022 für die Erledigung staatlicher Aufgaben 12 Millionen Euro 

erhalten habe. Die tatsächlichen Ausgaben des Landkreises hätten aber 21 Millionen 

Euro betragen. Der Landkreis Starnberg bleibt also auf Kosten von 9 Millionen Euro 

sitzen. Da müssten eigentlich auch die Staatsregierung und die Regierungsparteien 

einsehen, dass das ein Hohn und eine himmelschreiende Ungerechtigkeit gegenüber 

dem Landkreis ist. Damals sagte der erzürnte CSU-Landrat gegenüber der Zeitung, 

dass es womöglich der bessere Weg sei, wenn der Landkreis gegen den Freistaat 

klage. Das wäre ein einmaliger Vorgang, der dokumentiert, dass das Fass nicht über-

zulaufen droht, sondern bereits übergelaufen ist.

Eine Erhebung des Bayerischen Landkreistages zeigt ebenfalls, dass es in den Land-

kreisgebälken gewaltig knirscht. Dieser katastrophale Missstand hat natürlich Folgen 

für die Kreiskommunen, weil sie eine daraus resultierende höhere Kreisumlage bezah-

len müssen. Weil ich selbst seit 2020 Mitglied im Aschaffenburger Kreistag bin, kann 

ich Ihnen versichern, dass auch unser Landrat, Dr. Alexander Legler von der CSU, 

diese eindeutige staatliche Unterfinanzierung ebenfalls heftig kritisiert. Da hilft es 

nichts, wenn die Kollegen aus den Regierungsparteien in den Ausschüssen herunter-

beten, dass die Stellen aufgestockt und Zahlungen erhöht werden würden. Der Kolle-

ge Heisl sagte im Innenausschuss am 15. Mai 2024 wörtlich: "Würde dem Antrag zu-

gestimmt, würde dies pro Landkreis noch einmal 5 Millionen Euro an Ausgaben 

bedeuten." – Die Frage ist aber nicht, wie hoch die Mehrausgaben sind, sondern, ob 

die Forderungen der Landtage zu Recht bestehen. Das tun sie eindeutig.

Nicht vergessen darf man in diesem Zusammenhang die enormen Kosten, die durch 

die Massenmigration anfallen. Wir haben das gerade schon gehört. Im letzten Jahr 

wurden in Deutschland insgesamt 351.915 Asylanträge gestellt. Davon waren 

329.120 Erstanträge und 22.795 Folgeanträge. Die Zahl der Erstanträge erhöhte sich 

im Vergleich zu 2022 um 51,1 %. Im Jahr 2023 entfielen mit 50.389 Asylerstanträgen 

15,3 % der Erstanträge auf Bayern. Laut Innenministerium befinden sich aktuell zu-

sätzlich rund 160.000 Ukrainer in Bayern. Knapp ein Drittel davon sind Minderjährige. 
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Das sind gigantische Zahlen, die die Landkreise, Städte und Gemeinden zusätzlich ins 

Wanken bringen. Der Wohnungsmarkt kollabiert, die Schulen quellen über, und die 

ärztliche Versorgung gerät an ihre Grenzen.

(Beifall bei der AfD)

Der Präsident des Bayerischen Landkreistags, Thomas Karmasin von der CSU, sagte 

zu dem Thema am 6. März 2024 bei BR24, dass die Begrenzung und die Steuerung 

der Zuwanderung nach wie vor wenig vorankomme. Eine Besserung ist also nicht in 

Sicht. Darum lautet unsere Forderung, dass, wenn das staatliche Personal zur Erfül-

lung der staatlichen Aufgaben an den Landratsämtern nicht ausreicht, die Folgekosten 

dafür auf Euro und Cent durch den Freistaat beglichen werden müssen.

Wir stimmen daher diesem Antrag zu und erteilen den GRÜNEN damit eine Lehrstun-

de in Sachen Demokratie. Objektiv richtigen Anträgen stimmen wir zu, egal, von wel-

cher Partei sie kommen, ganz im Gegensatz zu den antidemokratischen Brandmauer-

Parteien.

(Beifall bei der AfD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Nächster Redner ist der Kollege Ro-

land Weigert für die Fraktion der FREIEN WÄHLER.

Roland Weigert (FREIE WÄHLER): Sehr geehrtes Präsidium, meine sehr geehrten 

Damen und Herren! Lieber Andi Birzele, als Hauptredner dieses Tagesordnungs-

punkts erlaube mir zu Beginn eine Feststellung: Im ersten Absatz eures Antrags for-

dert ihr, dass ein Lösungskonzept erstellt wird, und dann wird im letzten Absatz der 

Antragsbegründung der Lösungsansatz schon festgeschrieben, nämlich ein Kosten-

ausgleich. Mir erschließt sich nicht, warum man ein Konzept und damit die Erstellung 

eines Plans fordert, wenn die Grundlage, nämlich eine ergebnisoffene Analyse, nicht 

beabsichtigt ist.

(Widerspruch des Abgeordneten Jürgen Mistol (GRÜNE))

Protokollauszug
26. Plenum, 17.07.2024 Bayerischer Landtag – 19. Wahlperiode 10

https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5097
https://www.bayern.landtag.de/abgeordnete/abgeordnete-von-a-z/profil/5297


Deswegen ziehe ich schon mal das erste Fazit innerhalb dieser sechs Minuten Rede-

zeit, die mir zustehen: keine Ergebnisoffenheit, sondern Vorfestlegung, leider Gottes. 

Im Kern ist das widersprüchlich, und deswegen ist der Antrag abzulehnen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Das ist eine Frage der Konsistenz.

(Zuruf)

Wir können keinen widersprüchlichen Anträgen zustimmen.

(Tim Pargent (GRÜNE): Sehr konstruiert!)

Aber was mich und mein Herz noch viel mehr bewegt hat –

(Unruhe)

– ja, doch, ich habe ein Herz, glaubt es mir –,das war diese Vorfestlegung. Sie bewegt 

mich wirklich, weil wir in diesem Haus den Dialog brauchen, auch mit den GRÜNEN. 

Ich genieße ihn wirklich sehr; ich sage das wertschätzend. Dafür brauchen wir aber 

Ergebnisoffenheit; die habt ihr vermissen lassen.

Irgendwie erinnert mich das an das AKW-Aus. Da war es auch so, dass die Fachleute 

im Habeck-Ministerium nicht gehört und ihre Einschätzungen ignoriert wurden. Im Er-

gebnis gab es auch hier keine Ergebnisoffenheit. Sie ist aber so wichtig, weil Transpa-

renz entscheidend ist. Transparenz und Demokratie bedingen sich gegenseitig. Wenn 

es Transparenz und Ergebnisoffenheit in der Politik nicht gibt, dann ist eine Kern-

schmelze des Vertrauens unwidersprochen die Folge, meine Damen und Herren.

(Zuruf des Abgeordneten Tim Pargent (GRÜNE))

Vertrauen ist die Währung der Politik. Deswegen brauchen wir diese Ergebnisoffen-

heit, die zumindest diesem Antrag fehlt. So darf man keine Politik machen und schon 

gar keine Finanzpolitik, Herr Staatssekretär im Finanzministerium. – Ich hoffe, Sie 
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stimmen mir da zu. Die Finanzpolitik braucht Fundierung, Langfristigkeit und Verläss-

lichkeit, weil das Vertrauen der Märkte davon abhängt und die Sicherstellung der 

staatlichen Handlungsfähigkeit unsere Grundüberzeugung sein muss, meine Damen 

und Herren.

Ja, die finanzielle Lage der Kommunen ist schwierig. Das Kostenproblem ist bekannt. 

Immerhin war ich selbst Landrat und kenne das. Die Finanzverhandlungen zwischen 

dem Finanzministerium und dem Landkreistag waren immer konsensual; das muss 

man an dieser Stelle sagen, Herr Staatssekretär.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Deswegen bedarf es einer strukturellen Lösung anstatt eines eindimensionalen Ansat-

zes, meine Damen und Herren. – Lieber Kollege Arnold, ich höre Ihren Reden wirklich 

gut zu, weil Sie einer der besten Redner in diesem Haus sind; das sage ich mit voller 

Überzeugung. Sie haben vorhin bei Ihrer Rede Folgendes gesagt: Wenn etwas pas-

siert, dann neigen wir Politiker dazu, reflexartig zu handeln, und liefern Antworten 

ohne Fantasie. – Dieser Antrag hat auch keine Fantasie, meine Damen und Herren.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Deswegen muss ich Ihre Worte bemühen; ich hoffe, Sie stimmen dann entsprechend 

mit mir.

Meine Damen und Herren, es bleiben noch zwei Minuten Redezeit. Wir haben die Fi-

nanzlage der Kommunen betrachtet; betrachten wir auch ganz kurz die Finanzlage 

von Bund und Ländern. Sie ist nicht rosiger; das muss man auch sagen. Trotzdem hat 

Bayern beim Finanzausgleich und den Schlüsselzuweisungen wieder ein Rekordni-

veau erreicht; Kollege Grossmann hat es gesagt. – Dank an den Finanzminister 

Füracker und auch an den Staatssekretär Schöffel; denn das sagt uns, dass wir bei all 

den Herausforderungen und dem, was wir noch verbessern müssen, fest an der Seite 

der Kommunen stehen.
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Die Finanzpolitik kann man nicht ohne Weiteres denken und einfach überweisen, 

meine Damen und Herren. Die rosigen Zeiten sind vorbei. Das wird auch der Komple-

xität der Aufgabe nicht gerecht. Wir als Regierungsfraktionen wollen Wohlfahrtsverlus-

te vermeiden und Wohlfahrtsgewinne sicherstellen. Deswegen gibt es keine finanzpoli-

tischen Schnellschüsse. Wir bezahlen nur im Nachgang einen bitteren Preis, wenn wir 

Fehler machen.

Bei der Hilfe der Landratsämter geht es neben dem Thema Geld, das man durchaus 

thematisieren kann, auch um weitere Fragen; Kollege Grossmann hat es ganz leicht 

angedeutet. Ich will das noch einmal ein Stück weit tiefer ausführen. Es geht um die 

Aufgaben und die Fragen, ob wir als Gesetzgeber von Bund und Ländern in Quantität 

und Qualität weiter so fahren müssen oder ob es da Änderungsbedarf gibt. Änderun-

gen brauchen Mut, meine Damen und Herren.

Das Modernisierungs- und Beschleunigungsprogramm des Ministerpräsidenten hat 

genau den Mut, den wir brauchen. Dieses Modernisierungs- und Beschleunigungspro-

gramm ist nämlich genau die Kehrseite der Hightech Agenda und eine Programmatik 

für Wachstum. Das wird der finale Lösungsansatz sein, auch für unsere Kommunen.

Weil der Digitalminister gerade da ist, möchte ich auch Folgendes ansprechen; Kolle-

ge Grossmann hat es richtig gesagt: Teil der Lösung wird auch das Thema der Digitali-

sierung sein. Hier geht es um die Frage der Programmatik. Man möge bitte zur Kennt-

nis nehmen, dass die Staatsregierung auch hier tätig ist; denn der Staatsminister 

Mehring hat die sogenannten BayernPackages auf den Weg gebracht. Das ist ein Lö-

sungsansatz mit den Kommunen für mehr Digitalität.

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Bedenken Sie das Ende Ihrer Rede-

zeit, Herr Kollege.

Roland Weigert (FREIE WÄHLER): Ich bin über der Redezeit; dann habe ich das un-

tergebracht. – Wir sind also auch hier auf einem guten Weg. Die Staatsregierung han-

delt –
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Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Danke schön.

Roland Weigert (FREIE WÄHLER): –, und wir werden weiter handeln.

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Es gibt eine Meldung zur Zwischen-

bemerkung von Frau Claudia Köhler von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Claudia Köhler (GRÜNE): Lieber Herr Kollege Weigert, wir haben einen Antrag mit 

der Forderung nach einem Konzept bewusst offen gestellt, damit jeder zeigen kann, 

ob er Interesse hat, den Landkreisen und Kommunen zu helfen oder nicht. Sie haben 

trotzdem formelle Gründe für Ihre Ablehnung gefunden, ohne einen eigenen Nachzie-

her oder Änderungsantrag vorzulegen, dem man vielleicht hätte zustimmen können. 

Deswegen wollen wir Ihre Anregung und Ihren Lösungsansatz aufgreifen. Wir bieten 

an, den strittigen Satz zu streichen, und bitten Sie, dann zuzustimmen.

(Beifall bei den GRÜNEN)

Roland Weigert (FREIE WÄHLER): Das ist eine spannende Wendung. Gleichwohl 

fehlt dem Antrag die Substanz. Deswegen müssen wir ihn ablehnen.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN – Heiterkeit bei den GRÜNEN)

Verehrte Frau Kollegin, wir sind aber an dem Thema im Innenausschuss dran. Ich 

lade Sie gerne ein, zur Sitzung des nächsten Innenausschusses zu kommen. Dann 

werden wir auch mit Beitrag der GRÜNEN, die ohnehin mit drei Abgeordneten vertre-

ten sind – und das ist auch gut so –, dort einen guten Lösungsansatz entwickeln.

(Beifall bei den FREIEN WÄHLERN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Weigert. – 

Nächster Redner ist Herr Kollege Harry Scheuenstuhl für die SPD-Fraktion.

Harry Scheuenstuhl (SPD): Sehr geehrter Herr Präsident, anwesende Minister! Wir 

diskutieren heute einen Antrag. Das ist eigentlich eine alte Kamelle. Ich stamme auch 
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aus dem staatlichen Bereich und war im Landratsamt tätig. Seit vielen Jahren und 

Jahrzehnten sind die Landratsämter im staatlichen Bereich unterbesetzt; das wird 

auch nicht bestritten. Das muss man an dieser Stelle einfach sagen. Es gibt 71 Land-

ratsämter. Wir haben erst eine Enquete-Kommission eingesetzt, die uns eigentlich 

viele Dinge erleichtern und viele Vorgänge vereinfachen soll. Das hilft uns aber nichts, 

wenn das Personal nicht da ist.

Es gehen schon Landkreise dazu über, selbst Personal anzustellen; dazu habe ich ei-

nige Beispiele. Es handelt sich hier nicht bloß um 10.000 Euro, sondern es geht in den 

Millionenbereich. Da kommt der Freistaat Bayern seinen Aufgaben einfach nicht nach. 

Wer bezahlt das dann? – Im Endeffekt die Bürgerin und der Bürger. Sie zahlen immer, 

ob staatlich oder kommunal über die Kreisumlage. Das ist sehr unangenehm; das 

muss man sagen. Es ist aber die Wahrheit. Zahlen muss immer die Bürgerin und der 

Bürger. Wenn das dann aber mit Serviceverlust verbunden ist, wenn die Leute also 

dann auf ihren Antrag warten müssen, weil irgendein Personal nicht anwesend ist, 

dann wird es langsam kritisch.

Ich darf einige Kommunen nennen: Der Landkreis München verzeichnet beispielswei-

se einen Verlust von derzeit circa – ich kann es fast nicht glauben – 15 Millionen Euro. 

Ich habe auch die entsprechende Quelle, falls es jemand nachlesen will. Der Land-

kreis Fürstenfeldbruck rechnet mit einem Defizit von 12 Millionen Euro; Anfang 2024 

wurde dort bekannt gegeben, dass es infolge des enormen staatlichen Personaldefi-

zits in den nächsten Monaten und Jahren zu längeren Warte- und Bearbeitungszeiten 

für Bürgerinnen und Bürger kommt. Ich muss es wiederholen; die GRÜNEN haben da 

ein Fass aufgemacht.

Der Landkreis Starnberg jammert und kündigt an, dass er gegen den Freistaat Bayern 

klagen will, weil Personal fehlt. Im Landkreis Kitzingen in Unterfranken beschwert sich 

die Landrätin über die erdrückende Last staatlicher Aufgaben. Man muss dazu stehen. 

Es ist ein Punkt erreicht, an dem wir reagieren und ausreichend Personal zur Verfü-

gung stellen müssen. Dann müssen wir den Leuten auch mal die Wahrheit sagen: 
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Wenn nicht genug Personal zur Verfügung steht, haben die CSU und die FREI-

EN WÄHLER das zu verantworten, weil die Regierungskoalition mit ihrer Mehrheit be-

schließt, wieviel Personal vorhanden ist. Wir werden auf diese Verantwortlichkeit 

außerhalb dieses Hohen Hauses immer wieder hinweisen. Es hilft nichts, wenn wir 

den Oberbürgermeisterinnen und Oberbürgermeistern, den Landrätinnen und Landrä-

ten immer wieder etwas vorjammern. Wir müssen handeln. Wenn Sie dazu nicht bereit 

sind, dann müssen wir das zur Kenntnis nehmen. Das ist so. Ihr seid schuld, wenn 

eine Bürgerin oder ein Bürger auf seinen bzw. ihren Antrag länger wartet, als es not-

wendig wäre.

(Tanja Schorer-Dremel (CSU): Ja, ja! – Macht lieber eure Arbeit in Berlin! – Mi-

chael Hofmann (CSU): So ein Schmarrn!)

Deswegen werden wir diesem Antrag mit Freude zustimmen und hoffen, dass sich die 

Regierungsfraktionen irgendwann einmal in die richtige Richtung bewegen.

(Beifall bei der SPD)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Kollege Scheuen-

stuhl. – Für die Staatsregierung hat Herr Staatssekretär Martin Schöffel das Wort.

Staatssekretär Martin Schöffel (Finanzen und Heimat): Herr Vizepräsident, liebe 

Kolleginnen und Kollegen! Es ist die zum Teil schwierige finanzielle Situation unserer 

Landkreise angesprochen worden. Die GRÜNEN fordern ein Konzept, wie mit der 

Situation umzugehen ist. Der Antrag ist aus meiner Sicht deswegen abzulehnen, weil 

dieses Konzept in wesentlichen Grundzügen bereits vorgelegt ist, und zwar zum einen 

durch die Spitzengespräche zum kommunalen Finanzausgleich und die Zusage zu 

deutlich mehr Personal, aber auch durch die klaren Ankündigungen des Ministerpräsi-

denten in der Regierungserklärung zur Entbürokratisierung und durch die Einsetzung 

einer Enquete-Kommission, die wir hier im Hohen Haus besprochen haben. Es kann 

doch nicht sein, dass wir immer nur über mehr Personal in den Landratsämtern spre-

chen. Schauen Sie sich doch mal an, wie sich die Dinge in den letzten Jahren entwi-
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ckelt haben, wie die Landratsämter und die Regierungen in den letzten Jahren perso-

nell angewachsen sind. So kann es auf Dauer nicht weitergehen. Wir haben allein bei 

den staatlichen Stellen – der Kollege Grossmann hat darauf hingewiesen – in den letz-

ten zehn Jahren 1.200 zusätzliche Stellen für die Landratsämter zur Verfügung ge-

stellt. Wir müssen doch an dieser Stelle auch über die Aufgaben und die Aufgabenre-

duzierung einmal sprechen.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Das Problem ist nur: Zu diesem Thema haben wir von den GRÜNEN überhaupt nichts 

gehört. Die Ansätze der GRÜNEN heißen: mehr Vorschriften, mehr Kontrollen und 

mehr Umerziehung der Bevölkerung. Sie legen aber keinerlei Vorschläge zur Aufga-

benreduzierung vor. Wenn es um die Landratsämter geht, dann, meine Damen und 

Herren, gehört das auch mit dazu.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER – Martin Wagle 

(CSU): Sehr richtig! – Prof. Dr. Winfried Bausback (CSU): Hört, hört! – Zuruf des 

Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE))

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Herr Staatssekretär, gestatten Sie 

eine Zwischenfrage der Kollegin Celina?

Staatssekretär Martin Schöffel (Finanzen und Heimat): Ich gestatte eine Zwischen-

frage im Anschluss an meine Rede. – Ich möchte jetzt dazu ausführen, was der Frei-

staat Bayern alles für seine Kommunen tut. Ich könnte über den höchsten kommuna-

len Finanzausgleich aller Zeiten und über eine sehr hohe Investitionsquote unserer 

Kommunen sprechen.

(Zuruf des Abgeordneten Toni Schuberl (GRÜNE))

Über 30 % des Staatshaushaltes fließen am Ende an die Kommunen. Wir schaffen 

auch zusätzliche Stellen. Mit diesem Doppelhaushalt schaffen wir 71 neue Stellen in 

diesem Jahr und 71 neue Stellen im nächsten Jahr.
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Mir ist aber durchaus bewusst, dass man mit dem ständigen Zuwachs an Aufgaben 

bei den Landratsämtern Schluss machen und zurückkommen muss. Deswegen gab 

es die Ankündigung des Ministerpräsidenten zum Beispiel beim Baurecht: Es braucht 

keine Baugenehmigung mehr für den Ausbau von Dachgeschossen, keine Baugeneh-

migung für die Anlage von Grünflächen, keine Baugenehmigung für die Umwandlung 

von Gewerbeflächen in Wohnflächen. Es gibt deutliche Erleichterungen bei den Verga-

beverfahren. Meine Damen und Herren, das sind die richtigen Ansätze, wenn es um 

die Kommunen geht.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Ich appelliere an die Regierungspartner in Berlin: Bedenken Sie bei ihrer Bundespolitik 

auch die Auswirkungen auf die Kommunen. Mir sagte ein Landrat aus meinem Stimm-

kreis: Die Hälfte der Arbeitszeit verwende er derzeit darauf, die Dinge mit dem lokalen 

Klinikum einigermaßen auf die Reihe zu bringen. Der wirtschaftliche Druck, den der 

Bundesminister für Gesundheit Karl Lauterbach für die Kliniken aufbaue, sei enorm 

und erfordere personelle Kapazitäten in den Landratsämtern, weil der wirtschaftliche 

Druck durch den fehlenden Ausgleich der Betriebskosten massiv sei.

(Zuruf des Abgeordneten Harry Scheuenstuhl (SPD))

Das schlägt in den Landratsämtern finanziell und personell zu Buche.

Wenn ich an den Arbeitsaufwand für das Ausländerwesen etwa bei den vielen Einbür-

gerungen denke, die nach neuer Rechtslage möglich sind, dann muss ich festhalten: 

Auch dafür müssen zusätzliche personelle Kapazitäten zur Verfügung gestellt werden.

(Harry Scheuenstuhl (SPD): Die suchen doch alle Personal!)

Diese Aufgaben sind nicht hier in Bayern zu verantworten, sondern das sind Aufga-

ben, die in Berlin entschieden werden, meine sehr geehrten Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU)
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Der Bund stellt gerade in den letzten Jahren hohe Anforderungen an die Aufgabener-

füllungen der Kommunen. Er weitet Sozialleistungen aus. Die Kommunen müssen 

Vorgaben umsetzen und bezahlen. Er schafft immer neue Aufgaben wie zum Beispiel 

den Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung für Kinder im Grundschulalter. Umsetzen 

müssen diesen Rechtsanspruch auch unser Freistaat und unsere Kommunen. Der 

Bund stellt die nötigen Mittel dafür aber nicht zur Verfügung. Dass Sie deswegen hier 

die Situation beklagen, sich empören und am Ende diese Dinge in Berlin weiter unter-

stützen, dürfen wir Ihnen nicht durchgehen lassen, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Mein Fazit lautet: Wir haben diese 532,5 Stellen zugesagt. Uns liegt eine angemesse-

ne Personalausstattung wirklich am Herzen. Das Ganze wird mit der Unterstützung 

der Kommunen auch weitergehen. Die nächsten Verhandlungen stehen bevor. Die Er-

hebungen des Landkreistages sind aus unserer Sicht etwas anders zu bewerten. Der 

Freistaat Bayern weist den Landkreisen nicht nur Staatsbeamte zu, sondern auch 

pauschale Leistungen – 216 Millionen Euro allein an Pro-Kopf-Beträgen nach Artikel 7 

und 8 BayFAG. Er hat die Schlüsselzuweisungen massiv gesteigert. Ich nenne als 

Stichworte auch den Anteil an der Grunderwerbsteuer und das Gebührenaufkommen. 

Uns ist klar: Es reicht in vielen Landratsämtern zurzeit nicht. Deswegen sage ich: Wir 

können den Kommunen nicht immer neue Aufgaben übertragen. Zum Teil finden wir 

auch nicht mehr das erforderliche Personal. Bayern geht auch mit Entbürokratisie-

rungsvorschlägen voran. Wir müssen in Berlin endlich dafür sorgen, dass wir weniger 

Beschlüsse und weniger Vorgaben für die Kommunen haben, um mit den Dingen vor 

Ort besser zurechtzukommen.

(Beifall bei der CSU sowie Abgeordneten der FREIEN WÄHLER)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Es liegen zwei Meldungen zu je einer 

Zwischenbemerkung vor, die erste von Frau Kerstin Celina vom BÜNDNIS 90/

DIE GRÜNEN.
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Kerstin Celina (GRÜNE): Sehr geehrter Kollege Schöffel, Sie haben gesagt, manche 

Dinge, die man nicht oder die man einfacher tut, zum Beispiel Baugenehmigungen, 

würden dazu beitragen, weniger Personal zu brauchen. Ich bin damit völlig d‘accord.

Aber was war zum Beispiel im Gesundheitsbereich? – Wir erinnern uns an die Ge-

sundheitsämter in der Corona-Zeit, die vor Faxbergen nicht mehr wussten, wohin mit 

dem Papierkram. Mir ist nicht bekannt, dass sich die Situation in den Gesundheitsäm-

tern, was Schnittstellen und Digitalisierung angeht, wesentlich verbessert hätte.

Erstens. Was ist da seitdem geschehen? Das wäre ein wesentlicher Punkt, um Perso-

nal einzusparen.

Zweitens. Wie ist es seit der Corona-Krise mit der Digitalisierung vorangegangen, um 

in den Landratsämtern Personal zu sparen?

(Beifall bei den GRÜNEN)

Staatssekretär Martin Schöffel (Finanzen und Heimat): Liebe Kollegin Celina, ers-

tens. Diese Staatsregierung hat in der Corona-Zeit so schnell wie keine andere Regie-

rung auf der ganzen Welt gehandelt.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN – Zuruf der Abgeordneten 

Kerstin Celina (GRÜNE))

Es sind kurzfristig viele befristete Stellen geschaffen worden. Aus allen anderen Ver-

waltungen sind Leute abgezogen worden, um die Dinge so schnell wie möglich in den 

Griff zu bekommen. Sie haben das in den Debatten während der Corona-Zeit auch 

sehr unterstützt. In der Zwischenzeit sind an den Gesundheitsämtern zusätzliche Stel-

len geschaffen worden. Auch die Digitalisierung wird vorangebracht.

Wenn sich der Kollege Birzele hierhinstellt und erzählt, es seien Dinge bestellt, aber 

nicht bezahlt, dann soll er mal nach Berlin gehen. Dort werden ständig Dinge bestellt, 

aber Sie bezahlen eben nicht, liebe Kolleginnen und Kollegen.
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(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Es folgt die Zwischenbemerkung von 

Herrn Abgeordneten Striedl, AfD-Fraktion.

Markus Striedl (AfD): Sehr geehrter Herr Staatssekretär, Danke für Ihre Ausführun-

gen. Sie sind auch auf das ausufernde bayerische Baugesetzbuch, auf die Bayerische 

Bauordnung eingegangen. Wo kommt diese Bauordnung eigentlich her? Ist sie mal 

vom Himmel gefallen und bei Ihnen auf dem Schreibtisch gelandet? – Ich glaube eher, 

es war doch die CSU höchstselbst, die diesen ausufernden Katalog aufgestellt hat.

Man kann jetzt natürlich hergehen – das wäre auch richtig – und sagen, wir haben 

über Jahrzehnte Mist gebaut; das müssten wir eigentlich mal korrigieren. Aber Sie 

stellen sich hier als Helden der Landräte hin und sagen, wir ändern das.

Aber ihr habt es verursacht. Oder sehe ich das falsch?

(Beifall bei der AfD)

Staatssekretär Martin Schöffel (Finanzen und Heimat): Lieber Herr Kollege; ich habe 

umfangreich ausgeführt, was gemäß neuesten Ankündigungen verändert wird. Ich will 

Ihnen nur eines sagen: Wenn hier in diesem Haus jemand Mist baut, dann sind das 

Kollegen Ihrer Fraktion, alle anderen nicht.

(Beifall bei der CSU und den FREIEN WÄHLERN)

Fünfter Vizepräsident Markus Rinderspacher: Vielen Dank, Herr Staatssekretär 

Schöffel. – Weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Die Aussprache ist geschlos-

sen, und wir kommen zur namentlichen Abstimmung. Sie haben drei Minuten Abstim-

mungszeit. Die Abstimmung ist eröffnet.

(Namentliche Abstimmung von 16:00 bis 16:03 Uhr)
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Konnten alle Abgeordneten ihre Stimme abgeben? – Das ist offensichtlich der Fall. 

Dann ist die Abstimmung geschlossen. Das Ergebnis wird außerhalb des Plenarsaals 

ermittelt und in Kürze bekannt gegeben.

(Unterbrechung von 16:03 bis 16:14 Uhr)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Ergebnis lässt noch auf sich warten; wir wollen 

aber nicht mehr alle warten, deshalb werden wir es morgen in der Sitzung bekannt 

geben. Sollte eine Wiederholung der namentlichen Abstimmung nötig sein, werden wir 

die Abstimmung in der morgigen Sitzung nachholen. – Wir treffen uns morgen um 

9 Uhr zur Beratung der Dringlichkeitsanträge. Die Sitzung ist für heute geschlossen. 

Vielen Dank für Ihr Verständnis.

(Schluss: 16:14 Uhr)
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Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Tobias Reiß



Geschäftliches

(Beginn: 09:01 Uhr)

Erster Vizepräsident Tobias Reiß: Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich bitte die Plät­

ze einzunehmen und eröffne die 27. Vollsitzung des Bayerischen Landtags.

Bevor wir in die Tagesordnung eintreten, darf ich noch zwei Glückwünsche ausspre­

chen: Heute feiert die Kollegin Sabine Gross einen runden Geburtstag – ich sehe sie 

nicht, sie feiert noch.

(Allgemeiner Beifall)

Wen ich aber sehe, ist mein Kollege im Präsidium und Vizepräsident Markus Rinders­

pacher. Er feiert heute einen halbrunden Geburtstag. – Wir gratulieren dir sehr herz­

lich.

(Allgemeiner Beifall)

Ich gebe jetzt noch das Ergebnis der gestrigen namentlichen Abstimmung zum 

TOP 20, Antrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend "Landkreise für 

den Mangel an staatlichem Personal in den Landratsämtern kompensieren", Drucksa­

che 19/1976, bekannt: Mit Ja haben 61 gestimmt, mit Nein haben 104 gestimmt. 

Stimmenthaltungen: 1. Damit ist der Antrag abgelehnt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage)

Ich gebe noch eine Ausschussumbesetzung durch die Fraktion FREIE WÄHLER be­

kannt: Für den Kollegen Werner Schießl wird der Kollege Markus Saller neues Mitglied 

im Ausschuss für Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung 

sowie im Ausschuss für Wohnen, Bau und Verkehr. Im Gegenzug wechselt der Kolle­

ge Werner Schießl für den Kollegen Markus Saller in den Ausschuss für Umwelt und 

Verbraucherschutz sowie in den Ausschuss für Eingaben und Beschwerden.
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